
Bundessozialgericht

” RK21/86 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheh

. . . .. ... |. . I ‘ ...! UCI ... ’

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigter:
.. .. ..... .. ..,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. September

1988 onne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgeriehts Rheinland-Pfalz vom 16. September 1985 wird

zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.
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G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten darum, ob der Kläger in der Zeit von

Juni 1979 bis Juni 1980 und von April 1981 bis November 1981

(oder Februar 1952) der Versicherungspflicht nach dem Handwer—

kerversicherungsgesetz (HWVG) unterlag und entsprechende Beiträge

zu entrichten hat.

Der 19A2 in Rumänien geborene Kläger ist Volksdeutscher. Er er-

lernte in Rumänien den Beruf eines Maurers. In einer "Adeverinta"

(Bescheinigung) vom 4. Februar 1981 sind folgende Angaben enthal-

ten:

Zeitraum Arbeitsplatz Funktion

15.9.1959 — 15.2.1969 TRCB T.
(Bau & Transporte) Maurer

18.2.196ü - 1.7.1966 Genossenschaft HYGIENE
in T. "

1.7.1966 — 26.8.1967 Genossenschaft "Dienst—
leistung" T.

26.8.1967 - 28.12.1968 Grundwehrdienst

1.11.1978 Genossenschaft "Dienst-13.1.1969
leistung" T. Maurer

Im November 1978 kam der Kläger in die Bundesrepublik. Er ist

Inhaber eines Vertriebenenausweises. Von November 1978 bis Mai

1979 (7 Monate) war er arbeitslos bzw versicherungspflichtig be—

schäftigt; in dieser Zeit wurden Beiträge zur Rentenversicherung

entrichtet. Am 17. Mai 1979 wurde er als selbständiger Handwerker

in die Handwerksrolle eingetragen, die Eintragung jedoch am

24. Juli 1980 mit Wirkung vom 2. Juni 1980 zunächst wieder ge-

löscht. Für die Zeit von Juni 1980 bis Februar 1981 entrichtete
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“ 1der Kläger aufgrund einer versicherungspflichtigen nescnäftigung

8 weitere Beiträge zur Rentenversicherung. Am 10. März 1981 wurde

er erneut in die Handwerksrolle eingetraben.

Die Beklagte stellte ursprünglich mit Bescheid vom 19. September

1979, der bindend wurde, die Versicherung„pflicht des Klägers

nach 3 1 Abs 1 HwVG fest und forderte für 1979 einen monatlichen

beitrag von 379 DM. hit weiterem Bescheid vom 19. Januar 19‘2

erkannte die Beklagte ua die auf einem beigefügten Zuordnunge-

blatt eingetragenen "Beitrags— und Beschäftigungszeiten" vom

13. September 1959 bis 26. August 1957 sowie von 1. Jlnuar 1969

bis zum 1. Hsvember 1978 nach 3 15 Fremdrentengesctz (FÜG)‚ ee-
kürzt auf 5/6 nach 3 19 Abs 2 Satz 1 Helbs 1 FRG, zu

181 Monaten an. Mit Bescheid vom 30. April 1982 stell

neut die

1

t

gspflicht nach dem HwVG für die Zeit von Juni

1979 bis Juni 1980 n p ?

ersieherun

u d von April 1931 bis Februa

forderte 0eitrige in Höhe von insgesamt 9.556 DH. Ab März 1982

entfalle die Versicherungspflicht, weil bis Februar 1982 — ein—

schließlich der im Bundesgebiet entrichteten Pflichtbeiträge -

216 Beiträge nach 5 1 Abs 1 Satz 1 HwVG vorhanden seien. Der Klä—

ger erhob sinnvemäß Widerspruch. Während des Widerspruchverfah-
C)“

v
rcns hob die Beklagte mit Bescheid vom 9. März 1983 den Bescheid

vom 19. Januar 19b2 hinsichtlich der Anerkennung des Monats No-

vember 1973 auf, weil dieser Monat bereits in der Bundesrepublik

mit einem Beitrag belegt war. Mit Schreiben vom 16. März 1983

erläuterte die Beklagte dem Kläger nunmehr, daß die 216 Monate

- einschließlich der im Bundesgebiet vorhandenen Pflichtbeiträ—

ge — bis einschließlich November 1981 erreicht seien. Auf dieses

Schreiben wies sie auch im Niderspruchsbescheid vom 10. November

1983 hin, mit dem sie jedoch den Widerspruch zurückwies, weil der

Bescneid vom 30. April 1982 rechtmäßig sei.

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) Speyer durch Urteil vom

7. August 1989 den Bescheid vom 30. April 1982 in der Gestalt des

Widerspruehsbescheides vom 10. November 1983 aufgehoben. Das Lan-

dessozialgericht (LSG) hat nach Beweiserhebung die 9erufung der

”cklagten durch rteil vom 16. September 1985 zurückgewiesen und

zur Begründung im wesentlichen ausgeführt: Der angefochtene Be-
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scheid vom 3 . April 1982 in der Gestalt des Widerspruchsbeschei—

des vom 10. November 1983 sei rechtswidrig, weil der Kläger nach

den 35 15, 19 FR5 schon bei Aufnahme seiner selbständigen Tätig—

keit in der Bundesrepublik mehr als 216 Monate an Pflichtbei-

tragszeiten aufzuweisen gehabt habe. Die Beschäftigungszeiten in

Rumänien seien nicht nur zu 5/6, sondern voll anzurechnen. Denn

der Kläger sei vom 15. September 1959 bis zum 1. November 1978

— nur unterbrochen durch den Wehrdienst — bei demselben Arbeitge—

ber beschäftigt gewesen, ohne daß — vom Wehrdienst abgesehen —
Unterbrechungen vorgelegen hätten. Das ergebe sich zwar nicht

schon daraus, daß in der Bescheinigung (Adeverinta) entsprechende

Unterbrechungen nicht vermerkt seien. Unter Jürdigung aller Um—

stände, auch der Aussagen der Zeugen H. und w. , sei jedoch

erwiesen, daß solche Unterbrechungen nicht vorgelegen hätten.

Wenn die Zeugen zu dem Wehrdienst keine genauen Angaben hätten

machen können, so sei es unter Würdigung aller Umstände nicht

gerechtfertigt, hieraus den Schluß zu ziehen, die Aussagen der

Zeugen seien, wie die Beklagte meine, auch im übrigen ungenau und

unbrauchbar. Bei allem sei zu berücksichtigen, daß es sich um

Aussagen über schon lange zurückliegende Zeiten handele und die

Aussagen zu Krankheit und Arbeitslosigkeit auf einem Gesamtein—

druck der Zeugen beruhten, während der Wehrdienst ein einzelnes

Ereignis betreffe. Auch dürften infolge des Zeitablaufs keine

allzu strengen Anforderungen an den Nachweis einzelner Tatsachen

gestellt werde.. Vielmehr seien alle Umstände zu berücksichtigen.

Davon abgesehen müsse, auch wenn der Wehrdienst selbst nicht als

Beitragszeit in Betracht komme, hier nach 3 19 Abs 2 Satz 1

Halbe 2 FRG (mindestens zehn Jahre ununterbrochenes Beschäfti-

gungsverhältnis bei demselben Arbeitgeber) eine volle Anrechnung

erfolgen, weil der Kläger zwar weder vor noch nach dem Wehrdienst

zehn Jahre, jedoch insgesamt 18 Jahre - nur unterbrochen durch

den 16—monatigen Wehrdienst - beim selben Arbeitgeber beschäftigt

gewesen sei.

Gegen das Urteil richtet sich die — vom Senat zugelassene — Revi-

sion der Beklagten, mit der sie im wesentlichen geltend mac!t:

Dem LSG sei darin zuzustimmen, daß allein aufgrund der "Adeve—

rinta" eine ununterbrochene Beitragsszeit iS des 3 15 FRG nicht
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bewiesen sei. Thm könne aber nicht darin zugestimmt werden, daß

es auf5rund von Zeuge naussag ai ”ni1s‘illtit>estinne' ausgeschlos-

sen und eine ununterbrochene Beitragszeit als nachgewiesen ange-

sehen habe. Dieser Nachweis sei vielmehr durch die Aussage der

Zeugen nicht erbracht. Von anderen Unstimmigkeiten e gesehen hät—

ten die Zeugen H. und N. beknndet, daß ihnen vom Wehrdienst

des Klägers nichts bekannt sei bzw daß der Kläger von 1962 bis

1)(3 "ununterbrochen" beim elhen Arbeitgeber beschäftigt gewesen

sei, obwohl in diese Zeit der Wehrdienst von 16 Monaten gefallen

sei. Wenn sich aber bei le Zeu5en nicht an diese Unterbrechung

erinnern könnten, müsse davon ausgegangen werden, daß ihnen die

dameli5en Verhältnisse nicht mehr im einzelnen in Erinnerung

seien. ihren Angaben, daß Krenkheitszeiten — die vergleichsweise

wesentlich kürzer gewesen und damit viel eher dem Erinnerungsver—

mfg5en entzc>5en sein Könnten als der 16—monati5e Wehrdienst —
nicht vor5e l.e5en hätten, könne deshalb keine so wesentliche Be—

de utun5 zukommen, daß sie für die Entschei;1un5 ausschlag5ebend

sein Kön3ten. Den Ausführunger des LSG, daß die Aussn5en la n5e

zurdcnlit 53nde Vorgänge beträfen und die Angaben über Krankneit

und Arbei ts lnsi5keit auf einem Ge:semteinlruck der Zeugen beruh—

ten, während der dehrdienst ein einzelnes Ereignis bet effe, sei

ent5e5enzuhalten, daß nach der Lebenserfahrung gerade die Erinne—

rung an größere Zeitebsehnitte eher möglich sei als an kurze

r—
.

Zeiträume. Das ‚SG habe die Grenzen der freien Beweiswürdigmn5

'e [ebsen serfahrun5 spreche auch dagegen, daß inU ‚.;ÜDGP°"HFWLLPÜ.

3 19 Jahren keine Unterbrechungen — außer durch<
;

einer Zeitraum 0

den Wehrdienst - vorgelegen hätten. Wenn schon Urkunden wie Ar-

beitsbücher den Beweis einer vollen Beitragszeit nicht liefern

könnten, sei das noch viel weniger durch Zeugenaussagen möglich,

die über Beitra5s le istun5en überhaupt nichts enthielten. Auch der

vom LSG zu 3 19 Abs 2 Satz 1 Halbs 2 FRG vertretenen Auffassung

sei nic ht zu fol5en, weil der Wehr<1ienst das Beschäftigungsver—

hältnis unterbrochen habe und für sich genommen weder die Zeit

vorher noch die nachher eine Beschäftigung von zehn Jahren er—

gebe.
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Die Beklagte beantragt sinngemäß,

die Urteile des LSG und des SC aufzuheben sowie die

Klage abzuweisen.

7Der K133er beantragt,0

die Revision &UIJ‚K”u181„cn

Er alt das Urteil des LSG für zutreffend. Vor5o rglich bietet er

we:itere n Beweis dafür an, daß das ‚e50119‘i5ungsverhältnis außer

durch dc Wehrdienst nieht unterbrochen 5eJ.sen sei.

Die Beteiligten haben sich mit einer Ent sch eilun7 durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einve°standen er M1 rt (3 12a Abs 2 des

Sozialrerichts etze‘ —S(‘-G—).\_‚\.

II

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Der angefochtene Be-
Of)scheid vom 20. April 19oi i der Gestalt des Jide rspruchsbeschei—3

des vom 10. November 1933 ist in den Vorinstanzen im Ergebnis zu

Re cxt aufgehoben werden. Der Kläger war in der Bundesrepublik als

selbständiger Handwerker nicht versicherungs- und beitragspflich—

tig.

Das LSG ist zutreffend davon ausgegangen, daß der angefochtene

Bescheid vom 30. April 1982 in der Gestalt des Widerspruchsbe—

scheides vom 10. November 1933 gerichtlich voll zu überprüfen

ist. Denn die Beklagte hat darin über die Versicherungs- und Bei-

tragspflic ht nach dem ÜWVG sachlich neu entschieden. Auf die Bin—
dungewirkung des früheren Bescheides vom 19. September 1979 über

die Versicherungspflicht in der Randwerkerversicherung und auf

die dee 3escheides vom 19. Januar 1982 über Beitreg°— und Se—

iftivunlsz item n "ich dem FRG hat sie sich dabei nicht berufen.

\}
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Im Entscheidungssatz des Nidexs pruchsbesch M'i hat die Beklagte

den N1J“‘byfü01 unein nges chränkt zurückvewi ere11. Aus der 3egrünu

dung des '1uersnruc she cheides, insbesondere aus der Bezugnahme

auf ihr Schreiben vom 15. März 1983, ergibt sich jedoch, daß sie

nunmehr selbst — zutreffend - von einem E de der Versicherungs-

und Beitra1gs pflicht nach dem HWVG schon mit dem Monat November

1931 eusging. Ihrel Bescheid vom 30. April 1932, de r noc1 von
feiner Vers1cnerun„s— und Beitrag.; li eht bis Februar 1982 ausge-

..4ren war, hätte sie schon aus diesem Grunde aufheben müsser-;_‚ .gan

+ereits .evueven ist der angefochtene Bee cheii für die Mon ate

Dezember 1931 bis Februar 1932 durch die Vorinstanze n zutr ef

aufgehoben werden.

Aber auch im übrigen erweist sich die Aufhebung als rechtens.

Naeh ? 1 Aus 1 Satz 1 HwVG werden Handwerker, iie in die Hand—

werksrolle eingetragen sind, in der Rentenvers ‘10h erwang; der Arbei—

ter versichert, solange sie Beiträge für eine rentenversic..e—

rungspflichtige Besc11äftiqung oder Tä tigk eit für weniger als

21“ Kalendermonate entrichtet haben. Diese Beitragszeit kann auch

”tra 57zeiten erfüllt werden, die nach 3 15 PRO anzureehnen1

sind. Davon geht auch die Beklagte aus.

Die Beklagte selbst hat beim Kläger im angefochtenen Besclxeid die

Zeit vom 15. September 1939 bis 26. August 1967 sowie vom 1. Je—

nuar 1969 bis zum 1. November 1978 gemäß 3 15 PRO angerechnet,

*edoch nee h 3 19 Abs 2 Satz 1 Halbs 1 FRG nur mit fünf Sechsteln;

sie kam dabei im Verwaltungsverfahren zuletzt, nachdem sie den

Monat November 1978 statt als FRG—Zeit als inländische Beitrags-

zeit berücksichtigt hatte, auf eine für die Beschäftigung in

Rumänien anrechenbare Beitragszeit von 180 Monaten (nach Kürzung

auf fünf Sechstel). Hinzu kamen vor dem angenommenen Beginn einer

Versicnerungspflicht als Handwerker (% 1 Abs 3 HWVG, Juni 1979)

7 in der 3undes republix entrichtete Pflichtbeiträge. Damit waren

selbst nach Auffassung der Beklagte.n 187 Beitragsmonate vorhan—

den, bevor eine Versicherungspflicht als Handweri<e hätte begin—

nen können. An den für eine Versicherungsfreiheit nach dem HwVG

er”crdev11 hen 216 3eitragsmonaten fehlten nach ihre Ansi 01t

mithin 29 Beitrn„smonite.
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- 8 -

Die Beklagte macht zutreffend geltend, daß diese 29 Monate nicht

bereits deswegen vorhanden sind, weil eine ununterbrochene Bei—

trazs.eit in Humänie n n3c ufew1cscn ist. Die vom LSG getroffenen

Feststellungen lassen die volle (nicht auf Fünf Sechstel gekürz-

te) Anrechnung nach 3 15 PRO nicht zu. Nach Abs 1 Satz 1 dieser

Vorschrift stehen Beitragszeiten, die bei einem nichtdeutschen

Träger der ge setz lichen ntenversicherun. z 1rückgelegt sind, den

nach Rundesr Mh zurüc 7elexen Beitragszeiten gleich. Dabei ist

für eine über Fünf Sechstel ninnu■rewen\e volle Anrechnung der

fremden Zeiten erforderlich, daß s'e entweder "nachgewiesen" sind

(5 19 Abs 2 Satz 1 Halbs 1 PRO) oder daß es sich um eine Zeit

eines ununterbrochencn Reschäftigungsverh■ltni sses von min1estens

zehnjähriger Dauer bei demselben Arbeitgeber handelt (3 19 Abs 2

Satz 1 Halbe 2 PRO). Hierzu enthält das Urteil Jes LSG keine nus—

reichenden Fest ts.e llungen. Es hat vielmehr allein daraus, daß der

Kläger — bis uf den JehrJienst — ununterbrochen beschäftigt ge—

wesen sei, auf eine ununterbrochene Deitrag.w mn richtung ge schlos—

sen, wie aus der Anwendung des ? 15 F?G zu ntnehmen ist. Bin

solche Schluß ist jedoch rechtlich icht zulässig. Dieses ha1en

der üa—Sennt und der 113„Senat des Bundessozislgerichts (RSG) zu

den mit der Regelung des 938 vergleichbaren Regelung der Ver-

siche unnsunwrlacrmi VeMo dnun3 (VuVO) entschieden (9ozR 57“5 ? 3

NF 5; SozR 57“5 % 1 w1r 2). Der erkennenJe Senat hält das auch für

das FRG für zutreffend.

Das hier über 5 15 FRG nicht 3nrechenb re sechste Sechstel ist

dem Kläger jedoch nach 5 16 PRO anzurechnen. Nach dieser Vor—

schrift steht eine nach Vollendung des 16. Lebensjahres vor der

tre 'bung in unstinntcn Gebieten, zu denen auch Rumänien ge-

hört, verrichtete desch1fti"unb einer rentenvers sicherungspflich-

en Beschäftigung im Inland, für die lieitrhge entrichtet w rden

sind, gleich, soweit sie nich mit einer Deitragszei t zusammen—
fällt. Diese Regelung kann nach der Rechtsprechung 1es RSG dazu

dienen, das fehlende Sechstel an nachgewiesener Re itragszeit iS

des 15 PRO mit einer (nachgewiesenen) 3esc.hif‘igungszeit auf—

zufüllcn (;SQE 41, Tf3 : SOZR 5350 3 15 Nr Ü; BSG SOZR 5050 2 15

J“ 16).
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3 10 F16 ist auch im Rahmen des 3 1 Abs 1 W1!JG anzuwenden. Nach

dem Wortlru“ des @ 1 Abs 1 ih JVC hängt die Versicherur neofl' ht

allerdinßs davon ab, ob der Iianlwe <er für 216 Monate Deiträge

für eine Mntenve sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätig—

&eit (tatsächlich) entrichtet hat. Dem egenüber steht nach 3 16

Abs 1 Satz 1 FES eine 5eschäft tim} ng in den Jertreiain;sgebietcn

einer „ntt„vers1cn°runnsprlicnti„en 3eschäftigung im Inland, für

die Beiträ e entrichtet word en sind, lediglich gleich; nier wird

also bei einer rentenversic cherungspfllchtigen Beschäftigung eine

3ei“rageentrichtuxg lediglich unterstellt (fingiert). Den Geset—
entnehmeh, ob die Beschäfti—

;ung szeiten nach 3 16 FRG berücksichtigt werden sollten

(%!-u”uer$ Ill/633, 993, 1379). Der Gesetze wzrec; gebietet dieses

edoch. Denn auch ein Handwerker, der nur ur ter ; 3 &
anrechenbarer schifti: gungszeite n nach 3 16 FRG die 11nuestze t

des 3 1 Abs 1 HWVG erreicht, hat die Grund sicherung, von deren

Erreicnen an die Versicherungspflicht nach dem HwVG entfällt, in

wesentlichen eben so aufzuweisen, wie ein Hendwe ker, der die Hin—

destzeit mit Beiträgen für eine rentenversicherungspflichtige

Besc ns tigung oder 'Fitigk eit erfüllt hat.

Mit einer 3cscniit1eune zeit nach 3 16 Abs 1 Satz 1 FRG kann das

jährlich 1ehlende Se chste 1 allerdings nur aufgefüllt 1erden, wenn

eine volle (ununterbrochene) Beschäftigungszeit nachgewiesen und

ni ht ihrerseits ebenfalls nur glaubhaft gem1cht ist. Die dazu

erforderlichen Feststellungen hat das LSG inues getroffen und,

wie seine im wesentlichen auf die ununterbrochene Beschäftigung

beschränkte n Ausführungen zeigen, auch rechtlich sinngemäß nicht

5 15 PRO, sondern 3 16 FRG angewandt.

Das LSG hat in dem angefochtenen Urteil festgestellt, daß die vom

Kläger in der Zeit vom 15. September 195? bis zum 1. November

1978 ausgehbte abhängige Beschäftieung - abgesehen vom Jehrdienst

in der Zeit vom 26. August 1967 bis zum 28. Dezember 1968 - nicht
„unterbrochen gewesen ist. ds hat sic„ dabei nicht nur auf iie

.—”lunvcn'at1" gestützt, sonde“n weitere Umstände, auch Zeugenaus—
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sagen, herangezogen. An die tatsächlichen Feststellungen ist das

BSG gebunden, weil in bezur auf sie 3111°"10e und begründete- Re—

v1'sion:*gründe nicht vorgebr acht m rde n sind (% 163 SGG). Das LSG

hat die Feststellungen nach seiner Freien, aus dem C1esnmtergebnis

des Verfahrens gewonnenen Überzeugung (% 123 Abs 1 Satz 1 SGJ)

getro fit n. Seine Beweiswürdigung ist von Revisionsgericht weder

1.m einz 7e1nen zu bewerten noch kann dieses eine ei»ene andere an

die Stelle der des Tatsac1cnvnr1c1ts setzen (vgl BSC 8023 1500

% 16ü Nr 31). Zu den wenigen Gründen, aus de en heraus das Revi-

sionsgericht eine Bewei_ swi1rdigung he1nstanclen kann, gehört aller—

dings das 3berschreiten der Grenzen der freien Beneiswürd1pung

wegen Verstoßes gegen einen allgemeinen Erfahrun:*ssntz. Diese‚

r“gt die Beklagte, indes ohne Erfolg. Denn die von ihr behaupte-“

ten Er? a1rung ss1tze bestehen nicht, was auch vom Revisionsgericht

gep1üft werden kann (Vgl 8533 je, 35, 33). Daraus, daß Frü‘1e e
Arbeitsaollegen des Klägers als Zeugen zu seinen Wehrdienst keine

\Angaben machen konnten bzw die Unterbrechung nicht erwähnt n1bcn,

kann nicht mit der für einen Erfahrungssntz notwendigen hohen

Wahrscheinlichkeit geschlossen werden, auch — und erst recht —
ihre Angaben dazu, daß andere Unterbrechungen der B„sc11ft1vuns

nicht stattgefunden hätten, seien nicht gla‘bhaft und ihre Be-

Kundungen daher "unbrauchbar". Denn es ist durchaus möglich, daß

ein Zeuge sich an den Wehrdienst von 16 Monaten nicht erinnert

oder diesen nicht erwähnt, aber andere — auch kürzere — Unter—

brechung en durch Krankheit, xrne1„s1031se.it oder unbezahlten

Urlaub dennoch ausschließen kann. Das mag dann zwar für das Tet—

ec1°n*ericht Anlaß s ein, Zeugen ihr unterschiedlich ausgeprägtes

Er1nne run sver„ögen vorzuhalten und ihre Aussage kritisch zu

wurdigt en. Ob dieses hinreichend geschehen ist, hat das Revisions-

ericht jedoch nicht zu beurteile . Ein Erfahrungssatz des In—

halts, daß die Er11nnerung an kürzere Zeiträume schwächer ausge-

prägt ist als an längere, besteht jedenfalls nicht. Erst recht

gibt es den weiteren, von der Beklagten behau1pt eten Erfahrungs—

satz nicht, daß innerhalb von 19 Jahren — außer dem Wehrdienst -

eine Unterbrechung der B(3M011"Ftigung stattgefunden haben müsse,

weil eine so lange ununt<w och enc Fesc h'iftigung unwahrscheini.ich

sei.
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Da der Kläger in Rumänien ohne den Wehrdienst mehr als 1fT Jahre

von der Beklagten bisher nur zu fünf Sechsteln angerechnete pe-

schäftigungszeiten aufzuweisen hat, diese Zeiten aber vo l

berückslchtigen sind, müssen bei der Anwendung des @ 1 Aus 1

Satz 1 HwVG den bisher angerechneten 18? Monaten mindest

ere 25 Monate hinzugerechnet werden. Damit war die Mindestver—

szeit von 216 Monaten im Sinne dieser Vorschrift er—

reicht, bevor der Kläger eine selbständige Titigkeit als Handwer—

Bei diesem Ergebnis kommt es nicht mehr darauf an, ob beim Kläger

die Seit, in der er in Rumänien beschäftigt gewesen ist, auch

19 Abs 2 Satz 1 Halbe 2 PRO in vollem Umfang enzureehnen

wäre. Das hinge davon ab, ob trotz des eingeschobenen ■ehrdien-

stes ein ununterbrochenes Besehäftigungsverhältnis von mindestens

zehnjähriger Dauer bei demselben Arbeitgeber angenommen werden

könnte (vgl zu ähnlichen Fragen bei 3 19 FRG und 5 3 VuVO Bonn

31, 271 _ SozH Nr 2 zu % 3 VuVO; BSG SozR Nr 3 zu i 3 VuVO; oo

Nr M zu 3 19 FRG; SozR Nr 90 zu 3 77 SGG; SozR Nr 5 zu 3 3 VuVO;

BSGE 51, 23” : SozR 57”5 3 3 Nr 3). Schließlich kommt es auch

nicht mehr darauf an, ob die Zeit des rumänischen Wehrdienstes

selbst anreehenbar wäre (vgl in diesen Zusammenhang die Entschei—

dungen des Großen Senats des BSG in LSG” 60, 100 : SOZR 5050 G )
Nr 32 und in BSGE 62, 255

nats des BSG in SozR 5050 € 15 Nr 33 und

vom 17. November 1987 — Ha RJ ü1/86 —).

.SozR 5050 8 15 Nr 35 sowae des 5. Se—

}

H
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Da sich die Revision der Beklagten als unbegründet erwies, war
sie zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 2 193 SGG.
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